
UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
05/2015 vom 16.04.2015 

- 209 - 

  
 DOK 163.43 

 
Die Feststellung einer Berufskrankheit kann allein nicht zur Anwendbarkeit des § 111 S. 2 
SGB X führen, da sie von den Entscheidungen über konkret zu gewährende Leistungen zu 
unterscheiden ist. 
Die Korrektur einer Verwaltungspraxis, die auf einer fahrlässig falschen Rechtsinterpretati-
on beruhte, ist kein ausreichender Grund, eine unzulässige Rechtsausübung anzunehmen. 
Bloße Untätigkeit, insbesondere in Folge Verkennung der Rechtslage, stellt kein treuwidri-
ges Verwirkungsverhalten dar. 
 
§ 111 SGB X, § 112 SGB X 
 
Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 30.09.2014 – L 11 KR 3292/13 – 
Aufrechterhaltung des Urteils des SG Mannheim vom 16.09.2013 – S 14 KR 1602/12 – 
 

Streitig war die Rückerstattung eines Betrages i.H.v. rund 18.000 € gem. § 112 SGB X. 
Die klagende Berufsgenossenschaft informierte 2005 die beklagte Krankenkasse über die Ein-
leitung eines BK-Feststellungsverfahrens und 2006 über die Anerkennung einer BK 4302. Im 
Februar 2006 machte die Beklagte einen Erstattungsanspruch für Heilbehandlungskosten 
i.H.v. ca. 18.000,00 € geltend, den die Klägerin in vollem Umfang beglich. 2010 wies die Kläge-
rin auf das Urteil des BSG v. 16.03.2010 – B 2 U 4/09 R – hin (UVR 11/2010, S. 637) und 
machte einen Rückerstattungsanspruch von rund 15.000 € bezüglich der Leistungen geltend, 
die vor dem 06.02.2005 und somit vor dem 12-Monats-Zeitraum vor Anmeldung des Erstat-
tungsanspruches erbracht wurden. 
Das SG gab der Klage statt. 
 
Das LSG wies die Berufung der Beklagten als unbegründet zurück, da der Klägerin ein Rücker-
stattungsanspruch gemäß § 112 SGB X bezüglich des streitigen Betrags zustehe; die Aus-
schlussfrist des § 111 S. 1 SGB X sei bei der Erstattung bereits abgelaufen gewesen, so 
dass diese zu Unrecht erfolgt sei. 
§ 111 S. 2 SGB X sei gem. der Rechtsprechung des BSG (Urteil v. 16.03.2010 – B 2 U 4/09 R 
– [UVR 11/2010, S. 637]) nicht anwendbar. Die Feststellung einer BK allein könne nicht zur 
Anwendbarkeit des § 111 S. 2 SGB X führen, da diese von den Entscheidungen über konk-
ret zu gewährende Leistungen auf Grund der Feststellung zu unterscheiden sei. Da eine 
anderweitige Entscheidung des UV-Trägers über die einzelnen Leistungsfälle nicht vorliege, 
scheide die Anwendbarkeit des § 111 S. 2 SGB X insgesamt aus.  
Die in § 111 S. 1 SGB X normierte Frist sei eine materielle Ausschlussfrist, die von Amts wegen 
zu beachten sei; ein verspätet geltend gemachter Erstattungsanspruch sei nach Ablauf der Frist 
erloschen. Einwendungen gegen die Fristversäumung scheiterten grundsätzlich am geschlos-
senen und abschließenden Regelsystem der §§ 102 - 114 SGB X.  
Da feststehe, dass die Klägerin die Beklagte über das laufende Verfahren zur BK-Anerkennung 
informiert hatte, begründe die Beklagte ihre Auffassung auch nicht mit einer Fehlinformation, 
sondern mit einer unzulässigen Rechtsausübung der Klägerin, deren mehrjährige bisherige 
Verwaltungspraxis dem Rückerstattungsanspruch entgegenstehe. Die Korrektur einer solchen 
Verwaltungspraxis, die auf einer (nur) fahrlässig falschen Rechtsinterpretation beruhe, stelle je-
doch keinen ausreichenden Grund für eine unzulässige Rechtsausübung dar. Im Übrigen 
sei die Ausschlussfrist eine materielle und stehe nicht zur Disposition der Beteiligten. 
Eine Verwirkung des Erstattungsanspruchs sei ebenfalls nicht eingetreten, da bloße Untätig-
keit, insbesondere in Folge einer Verkennung der Rechtslage, kein treuwidriges Verwirkungs-
verhalten darstelle.  
Die Rechtsprechung des BSG zum Kassenarztrecht sei auf den vorliegenden Fall nicht über-
tragbar und würde im Übrigen dazu führen, dass die gesetzlich vorgesehene Verjährungsfrist 
des § 113 SGB X leer liefe. 
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(Vgl. auch die in dieser Ausgabe vorgestellte Parallelentscheidung des Senats – L 11 KR 
2398/13 – und zum Rückerstattungsanspruch bei erstatteten „Zuzahlungen“ das Urteil des SG 
Mannheim – S 3 KR 1132/14 – [UVR 04/2015, S. 137])  

 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 30.09.2014 – L 11 KR 
3292/13 –  
wie folgt entschieden: 
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